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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Petersburg, 2. März. Die Sitzungen des Reichsraths 
bezüglich der Bauernfrage nähern ſich ihrem Ende und ſoll 
die Emanzipation der Bauern während der großen Faſten 
proklamirt werden. 

London, 2. März. Nach hier eingetroffenen Nachrichten 
aus Waſhington vom 29. v. M. hat die Inauguration des 
Präſidenten Davis in Alabama ſtattgefunden. Ju der bei 
dieſer Gelegenheit gehaltenen Rede ſpricht derſelbe ſich gegen 
die Union mit dem Norden aus und ſagt, der Süden werde 
ſeine Poſition mit dem Schwerte vertheidigen. f 

Darmſtadt, 2. März. Nach hier eingetroffenen Nach⸗ 
richten aus Heidelberg hat die dortige Juriſten⸗Fakultät be: 
züglich der offenbacher Nationalvereinler ein Rechtsgutachten 
erſtattet, nach welchem die heſſiſchen Verordnungen gegen po: 
litiſche Vereine, die verfaſſungswidrig erlaſſen worden, keinen⸗ 
falls mehr giltig ſeien. Die Gerichte ſeien aber verpflichtet, 
die Verfaſſungsmäßigkeit zu prüfen. 

Paris, 3. März, Morgens. In der geſtrigen Sitzung 
des Senats vertheidigten die Kardinäle Matthieu und Donuet 
die weltliche Macht des Papſtes und hielten ihr desfallſiges 
Amendement aufrecht. Billault verlangte vom Senate, die 
Politik des Kaiſers nicht in die Diskuſſion zu ziehen, ſondern 
der Weisheit deſſelben bei Löſung der Schwierigkeiten zu ver: 
trauen. Auf eine Interpellation, ob die Franzoſen Rom ver⸗ 
laſſen würden, verweigerte Billault die Antwort, indem er 
hinzufügte, daß der Kaiſer die gerechten Jutereſſen Frauk⸗ 
reichs, die Unabhängigkeit des heiligen Vaters und die Frei⸗ 
heit Italiens vertheidigen werde. Hierauf erfolgte der Schluß 
der allgemeinen Disknuſſion. Pr 

Paris, 1. März. Laut einer Depeſche aus Sicilien vom 25. Februar 
haben die — 48 5 beſchloſſen, Sanſalvatore, ein die Citadelle beherr⸗ 
ſchendes Werk anzugreifen. Die Operationen werden am 26. Februar be⸗ 
ginnen. Wenn dieſer Angriff gelingt, wird die Citadelle capituliren müſſen. 

Paris, 1. März, Abends. Der Prinz Napoleon drückte in ſeiner heute 
im Senate gehaltenen Rede Erſtaunen über die Heftigkeit der Diskuſſion 
aus. Nachdem er der Rede Larochejaquelin's gedacht, heißt es weiter: Es 
fei eine Broſchüre von dem clerical-legitimiitiihen Concil herausgegeben 
worden; dieſelbe enthält Angriffe, welche zur Ehre gereichen. Ich überlaſſe 
die Antwort darauf dem italieniſchen Patriotismus und den 200,000 Sol⸗ 
daten, die mit dem Kaiſer den Feldzug in Italien mitgemacht haben. Sie 
werden die öffentliche Meinung nicht fälschen laſſen wollen. Wir find nicht 
Repräſentanten der Neaction, ſondern der modernen Geſellſchaften. Die 
Volter irren ſich nicht; fie rechnen auf Napoleon III., der ſeine Miſſion nicht 
verfehlen wird. Man muß das bewieſene Mitleid des Kaiſers nicht mit 
Sympathie verwechſeln. Unſere Sympathien ſind für die ruhmreiche Sache 
Italiens. Der Prinz billigt es, daß Heckeren die royaliſtiſchen Mitglieder, 
die im ſchmerzlichen Augenblicke die Häupter. der Dynaſtie verrathen, ge⸗ 
brandmarkt habe. Wenn Hederen eine Anſpielung machen wollte, ſo nehme 
er ſie wieder auf, denn ſie fällt auf die Familie Bourbon zurück. Es gebe 
Familien von Souveränen, in welchen Verſchiedenheiten der Anſichten ſich 
in glüdlichen Zeiten zeigen, wo man aber in der Gefahr einen einzigen 

nd bildet. Ent eine Gefahr für die laiſerliche Dynaſtie, jo würde 
die Geſchichte nicht Beiſpiele, wie wir ſie in dem Hauſe Bourbon finden, zu 
regiſtriren haben. Die Napoleons würden nur eins ausmachen. 

Paris, 2. März. Im geſetzgebenden Körper wurde ein der geiſtlichen 
Macht des Papſtes Kane des Amendement vorgeſchlagen. (Daſſelbe lautet: 
Wir hegen zu dem Kaiſer das Vertrauen, daß er als Oberhaupt der erſten 
jatholiſchen Nation die weltliche Souveränetät des heiligen Stuhles, welche 
die nothwendige Garantie ſeiner Unabhängigkeit und ein Pfand des Friedens 
für Europa iſt, ſchützen werde.) - j 

London, 2. März. In der geſtrigen Sitzung des Oberhauſes erklärte 
der Marquis v. Normanby, er vertage feinen Antrag, welcher die Bor: 
legung weiterer auf die italieniſche Frage bezüglicher Aktenſtücke verlangt. 


3 & ſprach in der allerheftigſten Weiſe gegen Sardiniens treuloſe und SIDE 
Lord J. Ruſſells verfehlte Polikit, bie nicht Innen der politiſchen und Preßprozeſſe an die Schwurgerichte, Aenderung des 


ewonnen habe. Lord Malmesbury tadelte Lord J. Ruſſell, der Italiens 
Eaioung mißbilligt und dennoch gefördert habe. Lord Wodehouſe und Lord 
Llanover vertheidigten Sardinien und Lord J. Ruſſell. Griffith fragte, 
ob, nachdem Italien geeinigt, der von Frankreich vorgeſchlagene Congreß 
behufs der Regelung der italieniſchen Angelegenheiten noch nothwendig ſei. 
Lord J. Ruffell erwiderte, ein derartiger Vorſchlag liege nicht vor. 
Er erklärte ferner, Herr Thouvenel habe Lord Cowley mitgetheilt, daß 
der franzöſiſche Geſandte die neueren Vorſchläge des Fürſten Labanow 
nicht unterftügt, ſondern lediglich die Hoffnung auf die baldige Einführung 
von Reformen ausgeſprochen habe. Weitere auf Syrien bezügliche Schrift⸗ 
ſtücke vorzulegen, erklärt Lord J. Ruſſell für unſtatthaft. i 

Brüſſel, 3. März. Man verliert in gut unterrichteten Kreiſen, daß 
der Handelsvertrag zwiſchen Belgien und Frankreich unterzeichnet ſei. Frank⸗ 
reich erhält dadurch eine Ermäßigung der Eingangsrechte ſeiner Weine, 
welche ſich auf ungefähr 200,000 Frs. belaufen wird. 

Turin, 1. März. Cialdini erklärte, keinen ung st auf die Citadelle von 
der Stadt aus zu unternehmen mit der Bemerkung, falls die Beſatzung nur 
eine einzige Kugel in die Stadt ſchleudern würde, werde er dieſelbe nach 
Einnahme der Citadelle der Discretion der Bevölkerung Meſſina's preisgeben. 

Bezüglich der Wahl Liborio Romano's ſanktionirte die Kammer, daß die 
neapolitaniſchen Statthaltereiräthe als Deputirte wählbar ſind. ; 

: 8 Cialdini bat die Vorſchläge der fremden Conſulen in 
Meſſina zuruckgewieſen. Der Widerſtand Fergola's gründet fi auf einen 
Befehl Franz II. Die Belagerung wird in einigen Tagen beginnen. 


Turin, 2. März. 


Preuß e u. 


Candtag. 


K. C. Neunzehute Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Präſ. Sim ſon eröffnet die Sitzung gleich nach 11 Uhr. — Am Miniſter⸗ 

Graf Schwerin, Graf Pückler, 
v. Bernuth. — Die Tribünen find zahlreich beſetzt. 

Die Commiſſion zur Vorberathung des Lyskowsliſſchen. Antrages wegen 
gegen adminiſtrative Willkür beſteht aus 
5 8 Piper, Fliegel, Schrift⸗ 
Purmann Stellv. 


Sicherſtellung der Urwahlbezirke 
folgenden Mitgliedern: Dr. Lette, Vorſitzender, Pi! 
führer, Naumann Stellvertreter des Vorſitzenden), 
des Schriftf.), Graf Cieszkowski. 

Ein Antrag des Abg. A mecke und Gen.: „das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen, dafür Sorge zu tragen, daß an 
preußiſchen Univerjitäten beſondere Lehrſtühle für preußiſches öffentliches und 
Privatrecht errichtet werden“, geht an die Juſtizcommiſſion. 

Vor dem Eintritt in die ae ergreift der Miniſter des 
Innern“) das Wort: Das Haus hat wohl aus den öffentlichen Blättern 
Nenntniß von den bedauerlichen Conflicten in Greifswald. Ich habe darüber 
ſofort auf telegraphiſchem Wege von dem dortigen Regierungs⸗Präſidenten 
Bericht erfordert; heute Früh iſt dieſer Bericht eingegangen, zugleich mit 


„) Dieſe Worte des Miniſters beziehen ib auf Schlägereien, welche in 
Greifswalde zwiſchen Militär und Civil ſtattgefunden haben; wir haben 
darüber absichtlich nichts mitgetheilt, einestheils, weil uns die Nach⸗ 
richten, wie wir ſie in einigen Blättern fanden, tendenziös gefärbt er⸗ 
ſchienen, anderentheils, weil wir offizielle Mittheilungen darüber erwar⸗ 
teten. fen bringt die „Kreuz.“ einen ausführlichen Bericht, und da 
von dieſem Orgaue wohl Niemand eine Parteinahme zu Gunſten der 
Civiliſten erwartet, ſo werden wir denſelben Rz Leſern im Morgen: 


blatte mittheilen, Red. d. Br. Ztg. 


— 


einem Bericht des greifswalder Magiſtrats. Eben ſo hat der Kriegsminiſter 
einen Bericht von dem betreffenden Truppen⸗Commandeur erhalten. Eine 
ſtrenge und gewiſſenhafte Unterſuchung iſt eingeleitet. Im Einverſtändniß 
mit dem Kriegsminiſter kann ich erklären, daß die Unterſuchung ſofort und 
unparteiiſch ſein wird (Bravo rechts), und daß die Schuldigen der Strafe 
nicht entgehen werden (Bravo rechts). Kr 

„Die Interpellation des Abg. v. Berg wegen der von ber rheiniſchen 
Eiſenbabn⸗Geſellſchaft zu erbauenden Eifelbahn erklärt ſich der Handels⸗ 
miniſter ſofort zu beantworten bereit. 

Abg. v. Berg zur Begründung ſeiner Interpellation: Die juriſtiſche Ver⸗ 
pflichtung der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zum Bau der Bahn von 
Düren nach Schleiden ſtehe feſt; in der Conceſſions⸗Urkunde für die Köln⸗ 
Mainzer Bahn ſei ſie als läſtige Verpflichtung ausgeſprochen. Das habe die 
Regierung im vorigen Jahre auch anerkannt, nur den Zeitpunkt zur Aus 
führung für ungeeignet erklärt, da bei dem Stande des Geldmarktes die 
Aktien nicht zu einem geeigneten Preiſe ausgegeben werden könnten. Aber, 
möge der Geſelſchaft die Erfüllung ihrer Verpflichtung ſo ſchwer wie mög⸗ 
lich werden, der Staat ſei, wenn er das Recht habe, auch verpflichtet, die 
Erfüllung zu verlangen. Neben anderen Ausreden habe die Geſellſchaft auch 
mit Hohn darauf hingewieſen, die Regierung habe keine Mittel, ſie zur Er⸗ 
füllung anzuhalten; ja, man ſei ſo weit gegangen, zu ſagen, der Handels⸗ 
miniſter werde wohl den Kammern gegenüber auf der Erfüllung beſtehen, ob 
aber auch der Geſellſchaft gegenüber, das ſei fraglich. Der Handelsminiſter 
werde dieſes Gerücht, davon ſei er (Redner) überzeugt, gewiß von der Hand 
weiſen. — Der Stand der Aktien der betreffenden Geſe ſchaft ſei nicht ſo 
ſchlecht, daß ſie ihre Verpflichtung nicht hätte erfüllen können. Der Noth⸗ 
ſtand am Rhein ſei in Folge der ſchlechten Ernte ſo groß, daß die Regierung 
ſchon, um geradezu eine Hungersnoth abzuwenden, die Rückſichten gegen eine 
Privatgeſellſchaft fahren laſſen müſſe. — Er bezweifle nicht, daß die Regie⸗ 
rung die Sache betreibe; er habe ſeine Interpellation weniger geſtellt, um 
ſie vorwärts zu treiben, als um durch eine öffentliche Erklärung des Mini⸗ 
55 Biden Leuten, die nach Aufſchub ſuchten, zu beweiſen, daß fie im Irr⸗ 
thum ſeien. 

Handelsminiſter v. d. Heydt: Die Anführungen des Abg. v. Berg ſeien 
allerdings richtig; die Rheiniſche Geſellſchaft habe die Verpflichtung ange⸗ 
nommen, ſie ſei aber nachher durch die ſchwierigen Geldverhältniſſe in Ver⸗ 
legenheit gerathen, da ſie Mühe hatte, die Mittel für die Herſtellung der 
linksrheiniſchen Bahn ohne alle Unterſtützung des Staats aufzubringen. Die 
Regierung habe geglaubt, dieſen Verhältniſſen Rechnung tragen zu müſſen; 
fie habe aber die Geſellſchaft bei Beginn des vorigen Jahres an ihre Ver⸗ 
pflichtung erinnert und ſie aufgefordert, dieſelbe zu erfüllen. Die Geſellſchaft 
lehnte die Aufforderung ab, indem ſie wohl moraliſch, nicht aber rechtlich ſich 
verpflichtet glaubte. Darauf ſei ihr eröffnet, daß ſie eine vertragsmäßige 
Verpflichtung übernommen habe, auf deren Erfüllung beſtanden werden müſſe, 
und da die Geldverhältniſſe ſich günſtiger geſtaltet hätten, jo könne ein wei⸗ 
terer Aufſchub nicht geſtattet werden. Die Geſellſchaft habe nichtsdeſtoweni⸗ 
ger eine beſtimmte Verpflichtung nicht anerkannt, da ſie meine, daß ſie nur 
dann verpflichtet ſei, wenn fie im Stande ſei, Stammaktien al pari auszu⸗ 
geben. Dies habe die Regierung nicht anerkennen können; ſie habe nunmehr 
verſucht, die betheiligten Gemeinden (2) zu vermögen, durch angemeſſene 
Schritte ihrerſeits die Bemühungen der Geſellſchaft zu unterſtützen, und die 
Verhandlungen ſeien noch nicht 9857 Die Geſellſchaft ſei unter dem 
6. Jan. d. J. ſchriftlich aufgefordert, ſich nunmehr peremtoriſch zu erklären, 
ob und wann ſie mit der Herſtellung der betreffenden Bahnſttecke 1 — — 
wolle, und zugleich ff der Ober⸗Präſident der Rheinprovinz aufgefordert 
worden, die Geſellſchaft von der ihr obliegenden e zu überzeugen. 
Er (der Minſter) hege biecnad das Vertrauen, daß die Geſellſchaft ih nicht 
länger ihrer Verpflichtung entziehen werde, andererſeits ſei der Ober⸗Prä⸗ 
ſident aufgefordert, ſich über die Mittel und Wege zu äußern, welche zu er⸗ 

reifen ſein möchten, um die Erfüllung der Verpflichtung herbeizuführen. 
Er Bade ſpäter dem Hauſe von dieſer Angelegenheit Mittheilung machen 
u können. 

! Erſter Gegenſtand der Berathung iſt der dritte Bericht der Petitions⸗ 
Kommiſſion. Eine Petition aus Marienburg wegen Schankgerechtigkeit will 
der Abg. Meltenmeier (unter ausführlicher Darlegung der einſchlagen⸗ 
den lokalen und perſönlichen Verhältniſſe) der Regierung zur Berückſichti⸗ 
gung übertöeifen. Das Haus beſchließt aber, nach dem Antrage der Kom⸗ 
miſſion, Tagesordnung. — Die Petition des Veteranen und Salinenarbei⸗ 
ters Sategahn aus Unna, der nach 40jährigem Dienſte 1858 ohne Penſton 
entlaſſen worden, wird aus Villigkeitsrückſichten unter Zuſtimmung des 
Handelsminiſters, der Regierung zur Berückſichtigung überwiefen. — Zu 

Petition eines Hrn. Krumſcheid in Linz am Rhein wegen Rückverwei⸗ 


Preßgeſetzes ꝛc. beantragt die Kommiſſion Tagesordnung. — Abg. Waldeck 
erllärt, daß er dieſem Antrage nicht entgegentrete, hauptſächlich deshalb, 
weil dieſer Gegenſtand gelegentlich der Lewaldſchen Petition in ausführlicher 
Motivirung zur Sprache kommen wird. 

Zu der politiſchen Petition aus Strttin und Bitterfeld (Herrenhaus, 
Landwehr, Amneſtie, preußiſch⸗deutſche Centralgewalt u. ſ. w.) trägt die 
Commiſſion theils auf Tagesordnung an, theils hält ſie die Petition durch 
die Adreſſe für erledigt. : a 

Abg. Reichenſperger (Köln) erklärt für ſich und ſeine Freunde, daß 
ſie den Anträgen der Commiſſion beiſtimmen, ohne die Motivirung derſelben 
anzuerkennen. 
den Petitionen dieſelbe Stellung ein, 
wie der Vorredner, und will für mich und meine politiſchen Freunde Proteſt 
einlegen gegen die Motivirung der Commiſſion. Es heißt in dem Bericht 
der Commiſſion: „Und ſo iſt der Gedanke, daß ſich nur in einem Bundes⸗ 
ſtaate mit preußiſcher Spitze — und ſelbſtverſtändlich mit einer Vertretung 
des deutſchen Volkes — der Wunſch der deutſchen Nation nach größerer 
Einigung verwirklichen laſſe, der herrſchende geworden, deſſen Kundgebung 
ſich vorzugsweiſe nur diejenigen ernſtlich widerſetzen, welche die Hilfsquellen 
Deutſchlands den Sonder⸗Intereſſen Oeſterreichs dienſtbar erhalten möchten. 
Ich beſtreite Niemandem, auch der Commiſſion nicht, das Recht, die Folgen 
der von unſerer Partei angeſtrebten Politik ſo ſchwarz auszumalen, wie man 
Verdächtigung und einer Inſinnation, 
die nahe an Landesverrath grenzt. Wir wollen nichts als eine Politit be⸗ 
kämpfen, die wir als eine für Deutſchland verderbliche erachten. Es iſt fern 
von uns, Gleiches mit Gleichem zu vergelten; wir geben von der Voraus⸗ 
ſetzung aus, daß jedermann die Größe und Ehre des Vaterlandes will, aber 
wir nehmen daſſelbe auch für uns in Anſpruch. Unſere Motive ſind kurz die 
folgenden: Wir ſind nicht der Anſicht, daß das Beſtehende keiner Verbeſſe⸗ 
rung fähig ſei, im Gegentheil, aber wir halten feſt daran, daß die Einheit 
Deutſchlands, wie fie erſtrebt werden darf, nur mit und durch die deutſchen 
Dale hergeſtellt werden kann. Das Recept, das man uns jetzt anpreiſt, 
iſt ſchon einmal dageweſen; es hat damals Fiasko gemacht, und man bietet 
uns keine Garantie, daß der Erſolg diesmal ein befierer ſein werde. Ich 
glaube ſogar, daß die Schüchternheit, mit welcher Sie Ihre Anſichten vor⸗ 
tragen, durchaus keine Garantie bietet, daß Sie, wenn es zum Handeln 
kommt, dieſesmal mehr Energie und Thatkraft beweiſen werden, als früher. 
Aus denjenigen Kreiſen, welche das Experiment früher illuſoriſch machten, 
kommen wieder dieſelben Regungen, und Sie irren, wenn Sie die Stimmung 
nach den Deſſertreden der Geſchäftsreiſenden des deutſchen Nationalvereins 
beurtheilen (Unwillen rechts). Gutwillig gehen die deutſchen Fürſten 
nicht, und vertreiben werden Sie ſie auch nicht. Gegenüber den Beſtrebungen 
des Nationalvereins iſt es an der Zeit, auch endlich von den deutſchen Bundes⸗ 
Kontingenten und ibrer Treue gegen die deutſchen Fürſten zu ſprechen. Die 
Wurzeln, welche das vielhundertjährige Kaiſerthum Oeſterreich in Deutſch⸗ 
land gefaßt hat, ſind vie“ zu tief, als daß ſie durch ein Votum des preuß. 
Abgeordnetenhauſes aus ziſſen werden könnten. Wir halten den Fa 


Abg. Wagener: Ich nehme zu 


will, aber ich beſtreite das Recht der 


lismus für die einzig berechtigte Art, Deutſchland zu einigen. Die Zeit iſt 
ſo ernſt, daß ein Zuſammenwirken aller deutſchen Stämme nöthig iſt gegen 
die drohenden romaniſchen und ſlaviſchen Stämme. Täuſchen Sie ſich nicht. 
Es wird vielleicht bald die Zeit kommen, wo der General Benedeck uns ein 
beſſerer Helfer iſt, als das ältere Mitglied für Görlitz (Herr v. Carlowitz). 
Sie erreichen mit ihren Beſtrebungen nichts anderes, als das 
Mißtrauen gegen Preußen rege zu erhalten. Die Nationalitätstheorie, die 
Sie vertreten, iſt von ſo ſchwächlicher Art, daß Sie den deutſchen Lands⸗ 
mann nur im Parteirock als Landsmann anerkennen und ſich über die Nie⸗ 


(Heiterkeit.) 


derlagen Oeſterreichs freuen, weil ja nur ein ſchwarzgelber Konkordatsmann 
geſchlagen ſei. Wir unſererſeits ſind der Anſicht, daß in Italien nicht blos 
die Schwarzgelben, ſondern auch die Gothaer geſchlagen worden ſind. Ich 
glaube nicht, daß der bei der Adreßdebatte hier angenommene Antrag in 
Bezug auf Italien von beſonderem Gewicht in der Wagſchale der Geſchichte 
ſein wird. Die „freie Hand“ will nichts thun, und der Antrag auch nicht, 
aus verſchiedenen Motiven freilich, aber das iſt gleichgiltig für Einen, der 
nur mit der Politik der Thatſachen rechnet. Ihre Politik provocirt das 
Schiedsrichteramt des Auslandes. Deshalb, und nicht, weil wir den Son⸗ 
derintereſſen Oeſterreichs dienen, find wir gegen die Motivirung der Commiſſion. 

Abg. Waldeck: Die hier in Frage kommende Stelle der Adreſſe müſſe 
ſo ausgelegt werden, daß wenn Preußen mit ſeinen Bemühungen fortfahre, 
kein Preuße exiſtiren könne, der mit der zweiten oder dritten Stelle in 


Deutſchland zufrieden wäre, ſondern jeder Preuße werde die Fi Stelle ein⸗ 


nehmen wollen. Von der Ueberhebung eines Volksſtammes über den ande⸗ 


ren könne nicht die Rede fein; überhaupt ſei der Ausdruck „Voltsſtämme “ 


weder juriſtiſch noch hiſtoriſch von Bedeutung. Betrachte man die Beſtand⸗ 
theile unſeres Volkes, ſo zeige der zähe Weſtfale ſchon im Idiom eine Ver⸗ 
wandtſchaft mit dem Pommer, der thätige Sachſe führe hinüber zu dem 
gutmütbigen Schleſier, die Ostpreußen und Rheinländer hätten politiſche Bil⸗ 
dung ſchon in früheren Zeiten vorbereitet, der äußerſte Nordoſten ſei mit 
dem äußerſten Weſten zuſammengegangen, und der Rheinländer führe hin⸗ 
über zu dem Süddeutſchen. Wo bleibe da noch ein Raum übrig für Volks⸗ 
ſtämme, welche nicht durch unſer Volk repräſentirt würden? Die Exiſtenz 
eines Volkes ſei auf die Dauer ganz und gar nicht möglich, wenn ſie nicht 
die Ergänzung in demjenigen finde, wozu es, kraft ſeiner Stärke und Ge⸗ 
ſchichte, ein Anrecht habe. Wenn ungünſtige Verhältniſſe das verhindert 
hätten, fo läge für jeden Staatsmann die Aufforderung nahe, das Verloren⸗ 
egangene wiederzuholen auf dem einzig möglichen Wege, namentlich auf die 
eiſe, daß die diplomatiſchen und Heeres⸗Organe, die Organe des Handels 
und der Induſtrie einheitlich in ganz Deutſchland würden. Das ſei die 
Anforderung der Zeit. Ausführbar ſei dies durch ein Zuſammengehen der 
deutſchen Fürſten, und wenn dies nicht geſchehe, ſo bleibe nur der Weg, daß 
die Sache in die Hände eines deutſchen Fürſten gelegt werde, und dies könne 
nur der Herrſcher des größten deutſchen Staates ſein, der Herrſcher Preu⸗ 
ßens. Dieſe Art der Löſung der deutſchen Frage ſei durch die Reichsver⸗ 
faſſung vorgeſehen und in dieſer Verfaſſung liege ſchon ein Anrecht für 
Preußen, trotzdem die Krone damals nicht angenommen worden. Natürlich 
ſei dabei Bedingung, daß derjenige, der eine ſo große Leitung übernehme, 
ganz und gar auf der Höhe der Zeit ſtehen müſſe; die in der jetzigen Zeit 
liegenden Gedanken müßten anerkannt werden. Nie werde eine vollſtändige 
Sympathie für Preußen entſtehen, wenn man es nicht dahin bringe, daß es 
nirgends in irgend einer Beziehung beſſer ſei, als in Preußen. (Zuſtim⸗ 
mung.) Das ſei gleichſam das Ei des Columbus. Unmöͤglich ſei es, die 
Verhältniſſe lenken zu wollen, ohne ſich innerhalb derſelben zu ſtellen, das 
habe die Geſchichte der letzten 12 Jahre gelehrt, das predige die Gegenwart 
mit Poſaunenton. — Man ſage wohl, die confeſſionelle Trennung ſei ein 
Hinderniß der deutſchen Einheit. Die preußiſche Verfaſſung habe die Frei⸗ 
heit des religiöfen Bekenntniſſes richtig gelöſt. Man habe gelernt, die Rechte 
der Gegenſeitigkeit anzuerkennen. Der Glaube habe anerkannt, daß er den 
Gedanken nicht entbehren lönne, und der Gedanke habe anerkennen müſſen, 


daß es im menſchlichen Herzen einen Winkel gebe, über den er bisher die 


Herrſchaft nicht habe gewinnen können. Wenn jede unzuläſſige Uebergebung 
fortfalle, dann ſei er der Anſicht, daß die confeſſionelle Verſchiedenheit eher 
ein Mittel zur Einigung, als ein Hinderniß fein werde. (Bravo.) — Das 
Bedürfniß der Einigung liege vor in Beziehung auf das öffentliche Recht, 
das Gemeindeweſen, in Beziehung auf die Freizugigkeit; in allen dieſen 
Dingen trenne uns eine chineſiſche Mauer. Man ſage, das ſeien theoretiſche 
Fragen, deren Löſung der Zukunft überlaſſen bleiben müſſe. Das ſeien ge⸗ 


rade die brennendſten Fragen, von deren Löſung der Wohlſtand der Nation 


abhänge. f 

Er ſcheue ſich auch nicht, auf das Verhältniß mit Oeſterreich I 
Er habe keine Abneigung gegen Oeſterreich, aber wie jetzt ſich die Verhält⸗ 
niſſe geſtaltet hätten, jo komme unſer Staat in eine glückliche Lage gegenüber 
dem Verhältniß der Freiheit in Oeſterreich. Gelänge es in Oeſterreich eine 


verfaſſungsmäßige Freiheit zu gewinnen, ſo würde er ſich freuen auf den 
Wettſtreit zwiſchen beiden Staaten, und da möchte man fi erinnern an jene 
beiden Herolde des achtzehnten Jahrhunderts, Friedrich II. und Joſeph II. 
Dieſe ſeien nicht nur eine Mahnung zur Freiheit, ſondern auch zur Einheit. 
Aus allem dieſen gehe hervor, daß die Idee, welche jetzt in Deutſchland wie⸗ 
der geltend gemacht werde, eine durch und durch berechtigte ſei; es gebe für 
dieſe Ivee kein anderes Mittel, als die Initiative unſerer Regierung. Dieſe 
Initiative anzuregen, ſei Sache des Hauſes und des ganzen Volkes. Laſſe 
man dies, ſo werde Alles beim Alten bleiben, und was dann aus unſerem 
Staate werde, liege außer aller Berechnung. Wer nicht handelnd in die 
Zeit eingreife, könne erwarten, daß die Zeit über ihn hinweggehe. (Beifall.) 

Miniſter des Innern Graf Schwerin: Der Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten habe wahrſcheinlich nicht vermuthet, daß aus Anlaß dieſer 
Petition eine fo tief gehende Erörterung der deutſchen Politik eintreten würde: 
er würde ſonſt gewiß nicht verfehlt haben, auf ſeinem Platze zu ſein. Da die Re⸗ 
gierung indeß nicht ſchweigen könne, fo ſehe er ſich genöthigt, einige Bemer⸗ 
kungen zu machen, welche der Miniſter des Auswärtigen gewiß vertreten 
werde, da die Politik der Regierung ſich in beſtimmten Akten ſchon ausge⸗ 
ſprochen habe. Zunächſt in der von ihm (Redner) gegebenen Antwort auf 
die ſtettiner Adreſſe. Dann in den Erklärungen des Miniſters der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten. Die deutſche Politik der Regierung beruhe auf der Kennts 
niß des Bedürfniſſes, auf der Achtung vor den Rechten aller, auf der Wahrung des 
eigenen Rechts, auf dem tiefen Bewußtſein, daß insbeſondere in jo gefahr⸗ 
drohenden Zeiten, wie die jebigen, die Einigkeit der deutſchen Regierungen 
höher ſtehe, als die Einigung (bravo links); ſie beruhe auf dem Bewußtſein, 
daß die Einigkeit beruhe in dem Zuſammengehen der beiden deutſchen Groß⸗ 
jtaaten, und es ſei deshalb das eifrige Bemühen der Regierung darauf ges 
richtet, das Einverſtändniß mit den deutſchen Bundesſtaaten zu bewahren; 
aus dieſem Grunde habe die Regierung auch mit Freuden die freie Bewe⸗ 
gung in Oeſterreich begrüßt. ; 

Abg. v. Vincke (Hagen): Er habe bei der betreffenden Stelle des Kom⸗ 
miſſionsberichts nicht an den Abg. Wagener gedacht, ſondern an eine ganz 
andere Adreſſe (Heiterkeit); nun aber heiße es: qui saccuse, s accuse. — 
Von einem Zwange der deutſchen Fürſten wolle er auch nichts wiſſen; aber 
er glaube, daß ein Augenblick kommen werde, wo die deutſchen Fürſten, jo 
ungern fie es auch thäten und unter vielen Geſichtsverdrehungen (Heiterkeit), 
ſie nicht wagen würden, Nein zu ſagen, und dieſen Moment begrüße er 
aus vollem Herzen (Bravo), und wünſche, daß er bald komme (Bravo). — 
Daß der preußiſch⸗deutſche Weg der Einigung Deutſchlands ſchon Fiasko 
gemacht habe, ſei ihm neu; dieſer Weg ſei von der preußiſchen Regierung 
noch nie verſucht. Bei der Kaiſerfrage im Jahre 1849 habe ihm der da⸗ 
malige Miniſter v. Manteuffel hier in der Sitzung eine Erklärung gezeigt, 
die am folgenden Tage der König der Deputation der frankfurter National⸗ 
Verſammlung ertheilen wolle. Wenn der König dabei geblieben wäre, dann 
wäre jene Verſammlung, wie er glaube verſichern zu können, befriedigt ges 
weſen; aber von geſtern auf heute ſei — es werde wohl nie aufgeklärt 
werden, was? — dazwiſchen gekommen, und die Erklärung, die der König 
abgegeben habe, ſei ſo geweſen, daß ſie die National⸗Verſammlung nicht be 
friedigt, ſondern verletzt habe. Es ſei alſo nicht wahr, daß das damalige 
Miniſterium die bier zur Frage ſtehende Politik abgewieſen habe. Im 
Gegentheil, der verſtorbene König habe geſagt, die Kaiſerwahl gebe ihm ein 
„Anrecht“. Das ſei viel mehr, als er (Redner) von ſeinem Standpunkte 
zugeben könne. Die Herren drüben möchten alſo nicht den Thatſachen in's 
Geſicht ſchlagen und von einer Sprödigkeit Preußens auf dieſem Punkte 
ſprechen. — Den Unionsbeſtrebungen ferner, in Erfurt, denen haben doch 
nicht wir opponirt? ſondern Sie da drüben. Alſo ſind wir es doch auch 
nicht, die Fiasko gemacht haben, wenn die preußiſche Regierung inconſequent 
geworden iſt. Ueber die andern Redensarten von den „Deſſertreden der 
Geſchäftsreiſenden des Nationalvereins“ u. dgl. will ich kein Wort verlie⸗ 


ren; die find aus der „Kreuzzeitung“ ſchon bekannt, und ein gewiſſer Fröbel 


habe ſie auch gebraucht. 5 

Wenn man immer wieder mit dem Föderalismus kommt, ſo muß ich 
doch erinnern, daß wir ſeit Karl dem Großen und den Hohenſtaufen immer 
nur Föderalismus in Deutſchland gehabt haben. Jetzt handelt es ſich darum, 


een: — 


einen einheitlichen Willen herzuſtellen, und den ſoll Preußen repräſentiren. 
— Den Hinweis des Abg. Waldeck auf Friedrich II. und Joſeph II. halte 
ich nicht für glücklich; die beiden find Antagoniſten geweſen, und — wie i 
bei der Gelegenheit bemerken will — Baiern, welches in neueſter Zeit jo 
undankbar gegen Preußen ſei, ſollte ſich doch erinnern, daß ſeine ganze Exi⸗ 
ſtenz auf der Hilfe beruht, die ihm Preußen damals geleiſtet. (Lebhaftes 
ee en der Miniſter d. J., der heute das Auswärtige vertritt 
(Heiterkeit), zu meinem Bedauern immer wieder von einem Zuſammengehen 
mit Oeſterreich spricht, ſo muß ich wiederholen: Oeſterreich it nicht deutſch, 
es hat nur 7 Mill. Deutſche unter 35 Mill. Einwohnern; ein Zuſammen⸗ 
gehen mit Oeſterreich heißt alſo ein Zuſammengehen mit 28 Mill. Slaven 
u. ſ. w., und wenn der Abg. Wagener uns auf den General Benedeck ver: 
wieſen bat, jo hat er wohl nicht bedacht, daß der ein Ungar ilt. — Wie man 
uns nach der neueſten öſterreichiſchen Verfaſſung noch ein Zuſammengehen 
mit Oeſterreich anrathen kann, verſtehe ich nicht. Daß man fo thöricht fein 
würde, Ungarn mit hineinzuziehen, hatte ich nicht erwartet; der deutſche Theil 
von Oeſterreich wird wohl bald wieder trübe Erfahrungen machen und end⸗ 
lich ſich zurückwenden in den Schooß Deutſchlands unter preußiſcher Spitze. 
Die tapferen Magyaren, die wohl wiſſen, was ſie wollen, werden dieſe Ver⸗ 
faſſung zerreißen. Ueberhaupt ſind das diplomatiſche Redensarten von Zu⸗ 
ſammengehen. Man geht eben ſo lange zuſammen, wie es einem bequem 
iſt (Heiterkeit). — Wenn der Abgeordnete Wagener dieſe öſterreichiſche Frage 
enutzt hat, den Abg. v. Carlowitz, der nicht im Hauſe anweſend iſt, anzu⸗ 
greifen, ſo iſt das parlamentariſch unſchicklich — „oh! oh!“ links — ja 
wohl m. H., parlamentariſch unſchicklich; man wartet mit ſolchen Angriffen, 
bis der Betreffende da iſt, nur parlamentariſche Neulinge 5 das nicht 
(Heiterkeit). Ich muß ſagen, wir können uns gratuliren, daß ſolche Leute, 
wie Hr. v. Carlowitz, zu uns nach Preußen ziehen, und wir könnten uns 
freuen, wenn wir ihn an der Spitze der auswärtigen Angelegenheiten ſähen 
(lebhaftes Bravo rechts.) 5 
an hat dann noch gejagt, wir freuten uns, wenn Oeſterreich geſchla⸗ 
\ en werde; das iſt nicht richtig; wenn ich es auch für beſſer hielte, daß 
eſterreich ſich von ſeinem italieniſchen Appendix losmachte und Preußen 
die Stelle einräumte, die ihm in Deutſchland gebührt, ſoweit gehe ich doch 
nicht, mich über ſeine Niederlagen zu freuen. — Auch mein Amendement 
— Adreſſe in der italieniſchen Frage iſt wieder erwähnt: man nennt es un⸗ 
bedeutend; nun, die Geſchichte iſt etwa drei Wochen her, und noch immer 
ſpricht man davon und preußenfeindliche Blätter ſchreiben ſpaltenlange Arti⸗ 
kel darüber, z. B. die „Augsburger Allgemeine“; das kann mich nur über⸗ 
eugen, daß es doch nicht jo unbedeutend iſt (Zuſtimmung rechts). Man 
be nur die polniſchen Mitglieder hätten ihm die Annahme verſchafft und 
müßten alſo von der Majorität abgezogen werden, da ſie oft eine nicht preu⸗ 
ßiſche Politik verfolgten; nun, dann ſind dagegen doch auch andere Mitglie⸗ 
der abzuziehen, die ſich bei ihrer Politik durch Rückſichten auf ihr geiſtliches 
Oberhaupt leiten laſſen, von dem ich nebenbei wünſche, daß ihm unſer Kö⸗ 
nig eine Zuflucht in ſeinen Staaten geben möge. — Mein Amendement foll 
identiſch ſein mit der Politik der freien Hand; beide ſollen „nichts thun“ 
wollen. Das Motiv zu meinem Amendement iſt aber geweſen, daß wir uns 
Bundesgenoſſen ſuchen ſollen gegen den gemeinſamen Gegner. — Schließlich 
kommt der Redner auf das Stavenhagen 'ſche Amendement zu ſprechen; er 
und ſeine Freunde hätten ihre Anſicht auch in dem Comm.⸗Antrage wieder⸗ 
gefunden und fie überdies in ihren Reden deutlich genug dargelegt, fie hät- 
ten dann das Stavenhagen'ſche Amendement fallen laſſen, um den Mini⸗ 
ſtern, die ſie, ſoweit ihre Ueberzeugung geſtattete, gern unterſtützten, keine 
„Unannehmlichkeiten“ zu bereiten, und das ſei namentlich für die Perſon 
eines der Miniſter zu befürchten geweſen. . 
> Miuifter des Innern: Herr von Vincke hat meine Ausführungen 
diplomatiſche Redensarten genannt, doch glaube ich, die Geſichtspunkte der 
Regierung in Bezug auf Deutſchland und Oeſterreich präciſe genug ausge⸗ 
drüdt zu haben. Die Regierung treibt keine Konjekturalpolitik, ſondern eine 
beſtimmte poſitive Realpolitik, welche in Erwägung zieht, was in jedem 
Augenblick dem Intereſſe Preußens und den damit zuſammenhängenden In⸗ 
tereſſen Deutſchlands entſpricht, Wir gehen mit Oeſterreich, ſo lange es uns 
bequem iſt, und die Intereſſen Preußens es erfordern und wünſchenswerth 
machen. Wir wollen Preußen ſtark im Innern, um den möglichen Gefahren, 
die von außen drohen — ich verwahre mich dagegen, von beſtimmten nahen 
Gefahren zu ſprechen — begegnen zu können. In Zeiten wie die jetzigen 
muß Deutſchland auf ſeiner Hut ſein, und dies kann es nur ſein, wenn es 
mit Oeſterreich Hand in Hand geht. In dieſem Sinne habe ich Oeſterreichs 
Entwickelung mit Sean begrüßt. So faſſe ich die Politik der freien Hand 
auf, daß Preußen ſich von fremden Händeln fern hält und auf dem Platze 
iſt, wo es gilt, für ſeine Intereſſen zu handeln. Karl i 

Abg. v. Berg beitreitet, daß die Anſicht der Petenten, wie die Kommiſ⸗ 
ſion behauptet, in der Adreſſe ausgedrückt ſei; man ſuppeditire fälſchlich das 
Stavenhagenſche Amendement, welches nur 42 Stimmen erhalten, als die 
Anſicht des Hauſes. Es ſei keine Frage, daß Deutſchland eine Verfaſſung 
brauche er Zweck einer kräftigen Aktion; wenn das Wünſchenswerthe aber 
nur realiſirt werden könne in Begleitung von Gefahren für das Ganze, ſo 
müſſe man ſich mit dem Erreichbaren begnügen, und das Wünſchenswerthe 
vertagen. Soll Deutſchland ſich das Organ ſeiner Einheit durch oder gegen 
die Regierungen ſchaffen? Der letztere Fall ſei die Revolution, aber eine 
Revolution dürfe man nur in Rechnung ziehen, wenn ſie da ſei oder in 

Ausſicht ſtehe. Beides ſei nicht der Fall, man treibe alſo Conjekturalpolitik. 
Man müſſe darauf dringen, daß jede deutſche Regierung eine nationale Hal⸗ 
tun 8 und die Beſtrebungen dahin gerichtet würden, die Grenzen 
u zen. 

8 Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird abgelehnt. 1 

Abg. Dr. Veit: Er habe die Ehre, dem Ausſchuß des National⸗Vereins 
als Mitglied anzugehören, und müſſe den Verein gegen Herrn Wagener in 
Schutz nehmen. Der Verein werde von Männern geleitet,»deren Integrität 
und Patriotismus in ganz Deutſchland anerkannt ſei, die in den Landesver⸗ 
tretungen von Baden, Hannover, Würtemberg ꝛc. eine hervorragende Stel⸗ 
lung einnehmen, und die für Preußen die Wiedereroberung des unter Man⸗ 
teuffel verlornen Terrains in Ausſicht ſtellen. Man möge bedenken, daß es 

ch bei einem Bundesſtaat mit preußiſcher Spitze um Aufrechthaltung der 

narchie in Deutſchland handle. Er brauche nicht zu erinnern, wie 1848 
der Glaube an die Fürſten erſchüttert worden, und ſeitdem ſei nicht viel ge⸗ 
ſchehen, um dieſen Glauben neu zu beleben. Die Ueberzeugung, daß es mit 
der Kleinſtaaterei in Deutſchland zu Ende gehe, ſei allgemein, und immer 
allgemeiner werde die Ueberzeugung, daß das Haus Hohenzollern die Auf⸗ 

abe habe, dem Fürſtenthum in Deutſchland eine Stellung zu geben, welche 
ihm wieder Raum im Herzen der Nation ſchaffe. Die unklaren Ideen über 

ne Verbindung zwiſchen Deutſch⸗Oeſterreich mit dem übrigen Deutſchland 
hätten durch die neueſten Vorgänge in Oeſterreich ein ſchlagendes Dementi 
erhalten. Halte man auch das deutſch⸗öſterreichiſche Element für den Kitt 
zur Konſolidirung des öſterreichiſchen Staates, jo ſei ein ſtaatliches Zuſam⸗ 
— Deulſch⸗Oeſterreichs mit dem übrigen Deutſchland nun erſt recht 
unmöglich. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abermals abgelehnt. 

Abg. Wagener: Der Nationalverein ſchließe verſchiedene Richtungen, 
monarbiſce wie republikaniſche, in ſich. Er und ſeine Freunde wollten einen 
deutſchen Ben an Stelle des Bundestags (Heiterkeit). Habe Hr. von 
Vincke auch die Thronrede Victor Emanuels aufmerkſam geleſen, wo von 
den unauflösbaren Banden die Rede ſei, welche Italien mit Frankreich ver: 
einigen? Auf Jemanden, der noch nicht einmal ſein eigener Herr ſei, könne 
ſich doch Deutſchland nicht ſtützen. — Seine Partei habe nie die Annahme 
der deutſchen Kaiſerkrone befürwortet ſie habe immer dieſe patriotiſchen 
un — Man mache ſich nur keine Illuſionen; in die leere 

telle, welche durch das Verdrängen Oeſterreichs aus Italien entſtehe, wür⸗ 
den nur die Zuaven einrücken. . } g 

Der Miniſter des Innern giebt eine Interpretation ſeiner früheren 
Erklärung: er habe gemeint, Preußen müſſe mit Oeſterreich gehen, ſo lange 
es das preußiſche und deutſche Intereſſe erfordere; dieſes Intereſſe bedinge 
aber ein ſolches Zuſammengehn. 7 5 I 

Abg. Nen alk dar Köln): Hr. v. Vincke wirft uns vor, daß wir 
uns in unſrer Politik durch die a für das geiſtliche Oberhaupt in 
Rom leiten laſſen, nun, Hr. v. Vincke ſelbſt läßt ſich durch antipathiſche 
Rückſichten leiten. Seine Politik ift preußiſcher als die unſrige. Der Beruf 
Preußens iſt es, das Recht zu ſchützen, und der Papſt hat ein Recht auf die 
weltliche Herrſchaft. Bei den bisherigen Reden haben die Gegner Frankreich 
ganz unberückſichtigt e Polt und indem ſie deutſche Politik machen wollten, 
machten ſie französische olitik. In Frankreich, man leſe 3 
neueſte Broſchüre, freut man ſich über unſere Haltung. Mein Urtbeil über 
den Nationalverein behalte ich mir vor, bis dieſer Verein über ſich ſelber 
klar geworden ſein wird, (Heiterkeit) noch ſcheint er fern vom Ziel. . 

ü g. v. Berg: Oeſterreich iſt die Hand Deutſchlands, welche die Er⸗ 
bberungen im Süden und Oſten feſthält und die Herrſchaft über die unter: 
worfenen Stämme führt. Kein preußiſcher König wird jemals die Führung 
Deutſchlands übernehmen können, der die Eroberungen Deutſchlands wegwirft. 

Abg. v. Sänger: Hr. Wagener ſieht im National⸗Verein auch republi⸗ 
kaniſche Clemente, ohne den Beweis für dieſe Verdächtigung beizubringen. 

Es ſcheint, daß Hrn. Wagener, bei feiner früheren Verbindung mit einer ge: 
wiſſen Zeitung das Verdächtigen ſo zur zweiten Natur geworden iſt, daß er 
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ch durch preußiſche Pionniere 


1. (Bravo). 


es auch in der Stille des Landlebens nicht ablegen konnte. Es ſcheint, daß 
er noch jetzt diejenige Politik vertritt, welche uns nach Olmütz führte und 
0 miere den Oeſterreichern eine Brücke über die Elbe 
ſchlug; der Paſſus wegen Unterſtützung der „Sonder⸗Interreſſen Oeſterreichs“ 
werde alſo auf ihn paſſen. N ' . 
Abg. Beſeler: Wir wollen Preußen e ſtark in und mit Deutſch⸗ 
land; wenn das franzöſiſche Politik iſt, ſo fberne bi 
Wir laſſen uns nicht durch bloße Sympathien lei⸗ 
und werfen fie, wo es in unſerm Inkereſſe gut iſt, von uns, mögen ſie 
nach dem Rhein oder nach der Donau hinunterführen. Wir gönnen Oeſter⸗ 
reich ſein Recht, aber wir ſordern zugleich, daß Oeſterreich uns unſer Recht 
gönne. Ein einiges Deutſchland iſt für Oeſterreich vortheilhafter, als das 
nach Einigkeit ringende. Ein Fürſtentag, wie ihn der Abg. Wagener will, 
iſt gleichbedeutend mit der Mediatiſirung oder dem Abjolutismus; wir wol⸗ 


len keins von beiden. Man denke an die ſibylliniſchen Bücher (hört! hört!); 
noch iſt der Bundesſtaat mit Preußen an der Spitze möglich, über ein Klei⸗ 


nes, und man toird vielleicht den Einheitsſtaat anerkennen müſſen. — Graf 


Brandenburg, ich weiß es aus ſeinem eigenen Munde, hat die Annahme 


der deutſchen Kaiſerkrone nicht für eine „Phantaſie“ gehalten, und ich er: 
innere Sie ferner, daß damals 29 deutſche Regierungen den Beſchluß des 
Parlaments in einer Collektivnote an Preußen anerkannten. Hätte man 
damals die Krone angenommen, ſo würde Preußen jetzt eine andere Stel⸗ 
lung in Deutſchland einnehmen. Die Militärvorlagen wären jetzt nicht nö: 
thig, wenn die neuverbundenen 11 Millionen Deulſche die preußiſche Armee 
verſtärkt hätten. Bleiben Sie mir mit den Phantaſien weg, wenn es ſich 
um ſolche welthiſtoriſchen Realitäten handelt. (Lebhaftes Bravo rechts). 

Abg. v. Vincke (Hagen) verlieſt einige Stellen aus der Rede, welche 
Graf Arnim⸗Boytzenburg als Abg. am 2. April 1849 in der Adreßdebatte 
der 2ten Kammer hielt. Er ſagte damals u. a.: „Preußen darf ſich dem 
an ihn ergangenen Rufe (zur Annahme der Kaiſerkrone) nicht entziehen.“ 
(Lebhafter Ruf: Hört, hört!) Glauben Sie nicht, daß Graf Arnim in die⸗ 
ſer Anſicht etwa iſolirt ſtand. Für mein Amendement zur damaligen Adreſſe, 
welches die Annahme der Kaiſerkrone dringend befürwortete, ſtimmten u. N. 
Graf Arnim, v. Bismark⸗Schönhauſen, v. Kleiſt⸗Schweinitz (noch jetzt Mit⸗ 
pie dieſes Haufe), v. Kleiſt⸗Retzow (hört! hört!), v. Griesheim, v. Münch⸗ 

auſen ꝛc. (Die . dieſer Namen ruft große Heiterkeit ber c 
Man hat mich auf die Thronrede des Königs von Sardinien — der ſi 
glücklicher weiſe bald König von Italien nennen wird — verwieſen; nun, 
dieſer König iſt von ſehr klugen Miniſtern berathen (Zuſtimmung und Hei⸗ 
terkeit), und ich ſehe in der angezogenen Stelle nur einen Beweis ganz be⸗ 
ſondrer Staatsweisheit; er kann jetzt nicht anders ſprechen (Heiterkeit). Wenn 
man noch immer an ein Uebergewicht der 7 Millionen Deutſche über die 28 
Millionen Nichtdeutſche in Oeſterreich glaubt, ſo zeige ich einfach auf Ungarn 
und wiederhole, Oeſterreich iſt nicht deutſch. Ich beſtreite, daß Oeſterreich 
für uns unentbehrlich iſt, ich denke beſſer von Preußen. Wenn irgend ein 
Staat uns entbehrlich iſt, ſo iſt es gerade Oeſterreich mit ſeinen zerrütteten 
Finanzen. Ich frage unſern Finanzminiſter, ob er auch nur einen Silber⸗ 
groſchen für Oeſterreich hergeben möchte? (Große Heiterkeit, in welche der 
Finanzminiſter mit einſtimmt.) Auf die Anſchuldigung Reichenſpergers, daß 
ich Antipathie gegen den Papſt hege, erkläre ich förmlich und feierlich, daß 
ein ſolches Gefühl mir fremd iſt, daß ich mich ſtets von Antipathien gegen 
andere Konfeſſionen freigehalten und dies hinlänglich bewieſen habe. Aber 
ich vermiſche auch nicht weltliche und geiſtliche Intereſſen, und kenne in die⸗ 
ſem Hauſe keinen Unterſchied zwiſchen Proteſtanten und Katholiken. Wenn 
der Papſt auch ein „Recht“ auf weltliche Herrſchaft hat, ſoll Preußen etwa 
für jedes „Recht“ in irgend einem Winkel Europas den Executor ſpielen? 
Die Herren ſollten doch ihre Verbindungen mit dem Grafen Montalembert 
benutzen, um dem Papſte von einer anderen Seite Hilfe zu ſchaffen. 

Abg. Wagener: Wenn meinelParteigenoſſen damals für das Vincke'ſche 
Amendement ſtimmten, ſo geſchah es wohl nur als für ein pis aller. Eine 
Vertretung für den Grafen Arnim kann ich nicht übernehmen, weil ich nicht 
weiß, ob derſelbe heute noch jene Anſicht hegt. (Oh! Oh! rechts.) 

Nach einigen perſönlichen Bemerkungen der Abgeordneten Waldeck, Rei⸗ 
chenſperger Köln) und v. Berg wird der Antrag der Commiſſion angenom⸗ 
men, das auf die deutſche Frage bezügliche Petitum durch die Adreſſe erle⸗ 
digt zu erklären. 

Bei dem Petitum wegen des Herrenhauſes, wobei die Commiſſion Tages⸗ 
ordnung empfiehlt, fragt Abg. Wagener, ob es geſtattet ſei, das Herren: 
haus — doch gewiß einen Abweſenden — ſo anzugreifen, wie die Commiſ⸗ 
ſion in ihrem Berichte gethan. — Präſident Simſon: Die abweſenden 
Mitglieder des Hauſes dürfe man nicht angreifen; die beiden Häuſer 
ſtänden nicht ſo zu einander, wie in England, wo man die Fiktion aufrecht 
op daß die Häufer im Geheimen beriethen, und daß von den Verhand⸗ 
ungen Niemand etwas erfahre, hier aber ſchickten ſich beide Häuſer ihre 
ſtenographiſchen Berichte zu; da könne von einem ſolchen Ignoriren nicht 
die Rede ſein. — Abg. Wagener: Dann muß er dagegen proteſtiren, daß 
man über den andern Faktor der Geſetzgebung ſo ſpreche, als vertrete er 
Sonderintereſſen u. ſ. w.; das geſchähe von denen, die immer von Verfaſ⸗ 
ſung ſprächen; das Herrenhaus vertrete die Elemente, die leider hier im 
Hauſe keine Vertretung hätten. — Abg. v. Vincke (Hagen): Der Redner 
rege eine Frage an, die gar nicht vorliege, was er vorgebracht habe, treffe 
die Ausführungen der Petenten, nicht der Commiſſion. Die Thatſache, daß 
keine legislatoriſchen Erfolge in den letzten Jahren erzielt ſeien, liege vor; 
von der jetzigen Seſſion ſei daſſelbe zu erwarten; über dieſe Thatſache habe 
ſich die Commiſſion ſehr milde ausgedrückt. Eine verfaſſungsmäßige Umge⸗ 
ſtaltung des Herrenhauſes ſei eine Froge ernſtlicher Erwägung. (Bravo rechts). 
»Miniſter des Innern Graf Schwerin: Die Regierung betrachte den 
Kommiſſions⸗Bericht von demſelben Standpunkte, von dem ihn der Vorred⸗ 
ner betrachtet habe. Die Aeußerungen über den andern Ei der Geſetz⸗ 
gebung, die in dem Berichte niedergelegt ſeien, ſeien Aeußerungen der Pe⸗ 
tenten, und nur der Petenten, und nur, weil ſie es ſeien, habe die Regierung 
keine Veranlaſſung, irgend etwas dagegen zu erwidern. Auf die weitern 
Bemerkungen des Abg. v. V. wolle er nicht eingehen. Die Regierung be⸗ 
trachte auch das andre Haus als einen großen Faktor der Geſetzgebung, den 
fie in feinen verfaſſungsmäßigen Rechten ſchützen und ehren müſſe, und wenn 
wiſchen der Regierung und dieſem Hauſe und dem Herrenhauſe abweichende 
nſichten jtattfänden, fo werde es die Regierung der Forten wickelung der 
Brend lt en die nothwendige Einigung und Einigkeit herzultellen. 
rapo links. 

Abg. v. Blanckenburg: Die Gründe des Commiſſionsberichts führten 
auf die Motive der Petition zurück, und daher ſei ein Proteſt wohl am 
Orte geweſen. — Abg. v. Zedlitz: Der Stillſtand ſei einer der weſentlich⸗ 
ſten Vortheile, die das Zweikammerſyſtem habe. — Nach einer ſchließlichen 
Erwiderung des Berichterſtatters der Commiſſion, der ſich weſentlich auf 
das vom Herrn v. Vincke Geſagte bezieht, wird die von der Commiſſion 
beantragte Tagesordnung angenommen. — Die Petition iſt damit erledigt; 
ebenſo der Petitionsbericht. Dr } 25 

Beim Uebergang zu dem erſten Petitionsbericht der Agrarcommiſſion be⸗ 
antragt Abg. v. Vincke — es iſt 2% Uhr — Vertagung, da gleich die 
erſte ae (wegen der Ablöſung der Renten durch Rentenbriefe nach 
dem e wohl eine länger Debatte veranlaſſen werde. Die Verta⸗ 
gung erfolgt. 0 > 

Prächfte Sitzung Dinſtag 10 Uhr. Tagesordnung: Budgetbericht über 
die Domänen und Forſten und die Commiſſionsberichte über die Grund⸗ 
ſteuervorlagen. N 

In der Fraction Mathis hat geſtern der Abg. v. Carlowitz einen Antrag 
wegen eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes eingebracht; derſelbe iſt aber 
von der Mehrheit der DR abgelehnt. Die Verhandlungen darüber ha: 
ben zum Austritt des Abg. v. Carlowis und noch anderer Mitglieder ge⸗ 
führt; ja, wenn die darüber heute in Abgeordnetenkreiſen umlaufenden Nach⸗ 
— genau ſind, ſo wird die Fraction als vollſtändig geſprengt anzu⸗ 
ehen ſein. 

Die ſog. Militär⸗Commiſſion des Hauſes der Abgeordneten erwartet den 
Bericht des Abg. Stavenhagen über die neuen Mehrausgaben. — Die Ge⸗ 
— —— 3:Commiffton hat beſchloſſen, daß dem Antrage des Abg. Gra⸗ 
en Renard, ſeine Erklärung in den ſtenogr. Bericht aufzunehmen, keine Folge 
zu geben ſei; ein weitergehender Antrag auf Mißbilligung gegen den ge⸗ 
nannten Abg., iſt von der Commiſſion abgelehnt. 

an nachſe Sitzung des Herrenhauſes iſt nicht Mittwoch, ſondern Don⸗ 
nerstag. BU 


Telegraphiſche Courſe und Börfen-Nachrichten. 
Paris, 2. Dir, Nachm. 3 Uhr. Die proz. eröffnete zu 68, 10, hob 
ſich auf 68, 20 und ſchloß matt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr 
waren 917% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 68, 15. 4 proz. 
Rente 98, —. Iprz. Spanier 47%. Iprz. Spanier 41. Silber⸗Anleihe —. 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 486. Eredit⸗mobilier⸗Aktien 666. Lomb. 
Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Kredit⸗Aktien — 


London, 2. März, Nachm. 3 Uhr. Conſols 91%. [proz. Spanier 41. 
Mexikaner 23%. Sardinier 81. proz. Ruſſen 104. Wen Ruſſen 91. 
Silber 61%. — Der geſtrige Wechsel Cours auf Wien war 15 Fl. 


25 Kr., auf Hamburg 13 Mk. 9% Sch. Nach dem neueſten Bankausweis 


men wir die Verantwort⸗ 1 


— 


beträgt der Noten⸗Umlauf 19,518,110 Pfd., der Metallporrath 12,208,721 
Pfd. St. — Der Dampfer „Canada“ iſt aus Newyork eingetroffen. 
Wien, 2 März, Mi 12 Uhr 30 Minuten Fonds ſeſt. proz. 


Metall. 65, 75. 4 proz. . 57, 25. Bankaktien 736. Nordbahn 
215, 50. 1854er Looſe 86, 75. National- Anleben 77, 20. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 286, —. Crepitaktien 166, 20. London 147, 25. Hamburg 


10, 50. Paris 58. —. Gold —, —. Silber , —. Eliſabelbabn 188, 50, 
Lomb. Eiſenbahn 189, —. Neue Looſe 113, 25. 1860er Looſe 82, —. 
Fraukfurt a. M., 2. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterr. Fonds 
und Aktien etwas matter bei unbelebtem Umſatz. — Schluß⸗Courſe: 
Ludwigsh.⸗Bexbach 130. Wiener Wechſel 79%, Darmſt. Bankaktien 179. 
Darmſt. Zettelbant 237. Sprz. Metall. 42%. 4½ prz. Metall. 37%. 1854er 
Looſe 56. Oeſterr. National⸗Anleihe 50%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 226. Oeſt. Bank⸗Antheile 582. Oeſterr. Credit⸗Aktien 130. 
Neueſte öſterr. Anleihe 5514. Oeſt. Eliſabet⸗Bahn 125. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 
25. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 100%. 8 
ae 2. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. In Verlaufe der Börſe 
weichend. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 51. Oeſterr. Credit⸗ 
11 75 55. Vereinsbank 99%. Norddeutſche Bank 86%. Diskonto —. 
ien —, —. ! 
Hamburg, 2. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco und ab aus: 
wärks ſtille. Roggen loco ſtille, ab Königsberg pr. Nabiohr Kin Abend 
zu 78 verkauft, heute 79 gefordert. Oel pr. Mai 23%, pr. Oktober 24%. 
Kaffee unverändert und ruhig. Zink ſtille. 
Liverpool, 2. März. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. Upland 6%,, Orleans 67%. 


Berliner Börse vom 2. März 1861. 
Fonds- und Geldeourse. 


Magd.-Halberst. . 
Magd.-Wittenbrg. 
Mainz-Ludw. A. 

Mecklenburger... 
Münster-Hammer 
Neisse-Brieger .. 4 524, B. 
Niedorschles, ... 405 8 

N.-Schl.-Zweigb. 


F. 
Freiw. Staats-Anleihe4½ 10 1½ B. . C. — 3½124½% B 
Staats - Anl. von 1850, r 5 2 45 0 — 
52, 54, 55, 56, 57 445 101½ ba. dito Prior B.. — 3½% 80 ½ 6 
dito 1853| 4 07 E. 440 Pier 8 
dito 1859| 5 106 bz. dito Prior D..| — 4 |88 bz 
Staats-Schuld-Sch. ... 43½ 87% bz. dito Prior E. . — |3% 177 ba. 
Präm.-Anl. von 1855 Be 111%, G. dito Prior F.. — 100 94%, br. 
Berliner Stadt-Obl. 4 4½ 101 ½ bz. Oppeln-Tarnow. | % | 4 134, 4 351% 435 bz. 
Kur- u. Neumärk. . \31,192 bz. Prinz W. (St. V) = 53 5 
S | dito dito 100% bz Rheinische ..... — 4 814, bz 
2 Pommersche 31,189%, bz dito (St.) Pr. — | 4 |92 B. 
2 dito neue 498½ bz dito Prior. — 4 86½ bz 
8 Posensche 4 101½ 0 dito v. St. gar.] — ½% 81 bz 
SER 2 Rhein-Nahebahn | — 428 ½ bz 
dito neue 80% bz. Ruhrort-Crefeld. | — % — — — 
Schlesische . . 3141898, bz. Starg.-Posener ..| — 306 83½ 6 
2 (Kur- u. Neumärk. 96½ G. Thüringer. — | 4 103% B 
Pommersche. 4 97 bz. Wilhelms-Bahn | — | 4 311% dz 
E | Posensche .....-.| 4 02½ B. dito Prior — e 
2 Preussische 4 95½ bz. 1 u 1 1 
E 1 h dito III. Em. | — 414185 % br. 
= | Westf. u. Thein. 4 96 6. dito Prior St. — 4½% 72% ba. 
Sächsische... 4 968, ba. f 1% Vi. 
a ; dito dito | — 15 180% B. 
(Schlesische Do bz. 
Louisdor . — 00% G Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Goldkronen +.» (= 9. 5 bz. Div.] Z. 
1860) F. 
Ausländische Fonds. Berl. K.- Verein] 5 4115 6 
Oesterr. Metall.. . 5 434, 6. Berl.-Hand.- Ges. 480½ 6 
dito öder Pr.-Anl. | 4 66 8. Berl. W. Cred. @.) — |5 —.—— 
dito neue 100-fl.- L. — 1511, B Braunschw.Bank | — 466% B 
dito Nat.-Anleihe .| 5 51% bz. Bremer 5 s 408% B 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 102% etw. bz. u. G. Coburg. Credit-A.| — | 4 |42 » 
dito 5. Anleihe...| 5 88½ G. Darmst. Zettel. B. 2, 4 |95% B 
dito poln. Sch.-Obl 481% a 81 ba. Darmst. (abgest.}| 4 472 8. 

Poln. Pfandbriefe ...| 4 |— — — Dess. Creditb.-A. | — | 4 la, 4 % be. 
dito III. Em... 485% 8 Disc.-Cm.-Anthl. | — | 4 84 bz. 
Poln. Obl. à 500 Fl. 4 |91 bz. Genf. Creditb.-A. | — 42 bz, (i. D.) 

dito à 300 El. . 5 93% B Geraer Bank ...| 44 69½ @. 
dito & 200 Fl. . — 23 8. Hamb. Nrd. Bank| 4 4865 ½ 6 
Kurhess. 40 Thir. ...|-*|461, etw. br. „ Ver. „| 445 4 100 B. 
Baden 35 Fl.... . . . ERBEN. 5 — 6885 8 
0 Leipziger 9 61 ½ G. (i ) 
Actien-Gourse. Babe de » — 480 8. 6. 59 
Div.| Z.- Magd. Priv. 3¼ 4 [781 6. 
r 1860| F. Mein.- Oreditb.-A.] — | 4 , U. 
Aach. Düsseld. . . — 3½ 75, B. Minerva-Bwg.-A. | — | 5 20% G. 
Aach.-Mastricht. | — 1875 bz. Oester. Crdtb.-A. — | 5 56½ a 56 bz 
Ainst. Rolterdam] — | 4 78½½ ba. Pos. Prov. ank 5% 4 82 8. 
Berg. Märkische] — | 4 [85 etw. à 85 ½ bz. Preuss. B. Anthl — 1 128½ B 
Berlin- Anhalter. — | 4 |1121, bz. Schl. Bank-Ver. | 5 4 19% 6 
Berlin-Hamburg. | — | 4 140% br. Thüringer Bank | — 4 a3 br. 
Berl-Potsd.-Mgd | — | 4 100 5 8. Wan a 4 
Berlin-Stettiner .| — | 4 [109 bz. (i. D.) - — 
Breslau-Freibrg. | — | 4 03½ à 95 à M bz. Wechsel-Course. 
Cöln-Mindener ..| — 13% 1347 ba. u. G. 
Franz.St.-Eisenb. | — 128½ bz. 
Ludw.-Bexbach. | 9 | 4 130 


r 
Nordb. (Fr.-W.) | — 4 |44%, ba. u. G. Frankfurt a. M.. 
dito Prior... . 4½ 100 ½ 6. Petersburg 4 2 
Oberschles. A...| — [315112412 B. Warschau bz. 
dito 18. . — 3½ 11 8. Bremen % ba. 


Berlin, 2. März. So lange von Ungarn die Nachrichten über die 
Aufnahme fehlen, welche die Verfaſſung dort findet, jo lange bleibt die wiener 
Börſe und unter deren Einfluß auch die hieſige unſchlüſſig. Es fehlte daher 
auch heute noch in öſterreichiſchen Effekten an Bewegung, und das Geſchäft 
concentrirte ſich denn, ſoweit es überhaupt ſich in einem nennenswerthen 
Umfange entwickelte, auf andere Spekulations⸗Effekten. Vornämlich waren 
es heute mainzer und einige ſchleſ. Bahnaktien, die zu einem namhaften 
Umſatz gelangten. Die nee, und namentlich SEEN und Oppeln: 
Tarnowiter, erhalten hauptſächltch von Breslau ihre ſpekulative Anregung 
und verdankten dieſer große Lebhaftigkeit, der aber am Schluß der Börje 
eine ſehr matte Haltung folgte. Im Uebrigen war die Börfe ſehr feſt, aber 
das Geſchäft, von den erwähnten Ausnahmen abgeſehen, ſehr ſchwach. Zu 
den Ausnahmen haben wir übrigens noch preußiſche Fonds zu rechnen, In: 
leihen und verſchiedene r fanden guten Umſatz. Dis⸗ 
contomarkt ganz unthätig bei 24% Geld. - 

In Wechſeln war der Umſatz eingeſchränkt. Holland blieb zu laſſen, 
nachdem langes 4 nachgegeben; Banco, % erhöht, fand Nehmer, London 
war % Se a beliebt, kurze Sichten gingen mit 6½ % Zinſen, ge⸗ 
ſchriebene Briefe mit 7% um. Paris wurde ſpäter leichter gegeben als ge: 
nommen. Wien verlor in langer Sicht % Thlr., in kurzer behauptete es 
68. Für Augsburg, und Frankfurt erhielt ſich Geld. Petersburg war zu 
96 verkäuflich (der Cours auf London v. 1. März lautete aus Petersburg: 
34% 74), Bremen gewann % bei guter Frage. Warſchau ſtellte ſich % 
niedriger (% niedriger als geſtern). (Bank- u. 9.:8.) 


Breslau, 4. März. [Produktenmarkt.] Matte Haltung in allen 
Getreidekörnern, mäßige Zuführen und Offerten von Bodenlägern, ſehr ge: 
ringe Kaufluſt, Preiſe wenig verändert. — Del: und Kleeſaaten ohne Aende⸗ 
rung. — Spiritus flauer, pro 100 Quart loch 20%, März 20% B. 

Sgr. Sgr. 

— — 8 — — 
. 80 86 92 94 Winterraps. „ 80 94 96 98 100 

78 85 88 92 Winterrübſen 80 84 87 89 91 
65 70 74 76 Sommerrübſen 75 80 84 86 88 


Weißer Weizen 
Gelber Weizen 
Brenner⸗ Weizen. 


Roggen . 0 56 58 60 62 Schlagleinſaat 70 75 80 85 90 
Gerhe na, hd Thlr. 
Hafer 25, 4 28 30 32 33 — 
Kocherbſen . 60 62 64 66 Rothe Kleeſaat 1114134, 15% 164 17% 
eee 54 56 58 60 [Weiße dito 12 15 18 20 22 
ien 45 50 53 56 Thymothee. .. 8 9 10 10% 11 


Theater⸗ Repertoire. 
Montag, 4. März. (Gewöhnl. Preiſe.) Zum zweiten Male: „Der 
Goldbauer.“ Original-Schauſpiel in 4 Akten von Charl. Birch: Pfeiffer. 
Dinstag, 5. März. (Kleine Breif 3 „Der Bü Roman⸗ 
tiſche Oper in 3 Akten von Fr. Kind. Muſik von C. M. v. Weber. 


Neue Vorträge aus meinen Schriften 
ernſten und heiteren Inhalts. 


Dritter (vorletzter) Abend Dinstag den 5. März, Punkt 


7 Uhr, im Muſikſaale der Univerfität. 
Eintrittskarten für 15 Sgr. find nur in der Trewendt u. 
Granier ſchen Buchhandlung zu bekommen. 
Am Eingange findet keine Kaffe ſtatt. 
NB. Es find nur die zu dieſem Abende ausgegebenen Billets giltig. 
[1424] Holtei. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


| 


